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Paxisfall & Sponsoring
Besteuerung von Sponsoring: So bewegen Sie sich in der Grauzone zwischen BMF und Ge-
setzeslage rechtssicher
BFH, Urteil 23.03.2023 [Aktenzeichen III R 5/22]

Der BFH hat kürzlich die in Sponsoringverträ-

gen enthaltenen einzelnen Leistungskompo-

nenten steuerlich eingeordnet. Wir nehmen

das zum Anlass, diese Rechtsprechung mit der

Gesetzeslage und der Auffassung der Finanz-

verwaltung abzugleichen.

So ordnet der BFH Sponsoring vertragsrecht-

lich ein

Sponsoringverträge so der BFH enthalten re-

gelmäßig verschiedene Elemente der gesetz-

lich geregelten Vertragstypen (Miete, Pacht,

Dienstleistung, Werkvertrag, Geschäftsbesor-

gung). Dabei sind die einzelnen Leistungs-

pflichten oft derart miteinander verknüpft,

dass sie sich rechtlich und wirtschaftlich nicht

trennen lassen. Einzelne Komponenten wie

Trikotwerbung, Bandenwerbung, Überlassung

des Vereinslogos und Zurverfügungstellung

von Flächen, auf denen sich die Unternehmen

präsentieren, können deswegen regelmäßig

steuerlich nicht getrennt behandelt werden.

In der Folge fallen die Sponsoringeinnahmen

insgesamt in den steuerpflichtigen wirtschaft-

lichen Geschäftsbetrieb. Eine teilweise Zuord-

nung zur Vermögensverwaltung scheidet aus.

Wichtig Diese Bewertung ist für Vereine im

Einzelfall problematisch, weil die Finanzver-

waltung für bestimmte Sponsoringeinnahmen

nämlich steuerliche Begünstigungen vorsieht.

Das ist die BMF-Bagatellgrenze für werbliche

Gegenleistungen

Das BMF hat in seinem Sponsoringerlass eine

Art Bagatellregelung für werbliche Gegenleis-

tungen des Sponsoringnehmers entwickelt.

Der „Sponsoringerlass“ aus dem Jahr 1998

Danach ist „nicht von einer Leistung des Zu-

wendungsempfängers an den Sponsor auszu-

gehen, wenn der Empfänger der Zuwendung

auf Plakaten, in Veranstaltungshinweisen, in

Ausstellungskatalogen, auf seiner Internet-

seite oder in anderer Weise auf die Unterstüt-

zung durch den Sponsor lediglich hinweist“

(BMF, Schreiben vom 18.02.1998, Az. IV B 2 S

2144 40/98/IV B 7 S 0183 62/98).

Dem liegt folgende Auffassung zugrunde: Ge-

meinnützige Einrichtungen werden vielfach

von Unternehmen gefördert. Das soll nicht zu

steuerlichen Folgen führen, wenn die „Wer-

bung“, die die Einrichtung für das Unterneh-

men erbringt, eine bestimmte Relevanzgrenze

nicht überschreitet. So werden geringfügige

Gegenleistungen außer Acht gelassen. Die Fi-

nanzverwaltung erspart sich im Einzelfall die
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Klärung der Frage, ob eine bloß „mäzenati-

sche“ Förderung vorliegt oder bereits eine

Werbeleistung.

Das darf unter Verwendung des Namens,

Emblems oder Logos des Sponsors erfolgen.

Den Umfang des werbenden Hinweises auf

den Sponsor begrenzt das BFM aber. Er muss

„ohne besondere Hervorhebung“ erfolgen.

Grauzone „Besondere Hervorhebung“

Unklar bleibt dabei, wann eine solche beson-

dere Hervorhebung vorliegt. Damit schafft das

BMF eine Grauzone, was die Art und den Um-

fang der Werbung anbelangt. Vom bloßen

Hinweis auf den Sponsor grenzt das BMF ins-

besondere die Verlinkung zu dessen Internet-

seiten ab. Hier liegt demnach eine konkrete

Werbeleistung vor, die über die bloße Nen-

nung hinausgeht.

Der BFH hat diese Auffassung in ertragsteuer-

licher Hinsicht zustimmend aufgenommen. So

liegt auch nach seiner Auffassung kein wirt-

schaftlicher Geschäftsbetrieb vor, wenn eine

steuerbegünstigte Körperschaft für Zuwen-

dungen zur Unterstützung ihrer Tätigkeit nur

die Nutzung ihres Namens duldet oder sich

darauf beschränkt, ohne besondere Hervorhe-

bungen auf die Unterstützung durch einen Un-

ternehmer auf Plakaten, in Veranstaltungsbe-

kanntmachungen oder Katalogen hinzuweisen

(BFH, Urteil vom 01.08.2002, Az. V R 21/01).

Wichtig  Das BMF hat klargestellt, dass die

steuerliche Behandlung der Ausgaben beim

Unternehmen (als Betriebsausgaben oder

Spende) sich nicht mit der Behandlung beim

Sponsoringnehmer decken muss. Vereine

könnten die Förderung durch Unternehmen

also selbst dann als Einnahme im nichtwirt-

schaftlichen Bereich behandeln, wenn das Un-

ternehmen selbst die Zahlungen als Werbe-

ausgaben verbucht.

„Überlassung von Werberechten“ begüns-

tigt?

Neben dieser Unerheblichkeitsgrenze kennt

die Finanzverwaltung einen weiteren Fall, in

dem Werbeeinnahmen steuerlich begünstigt

sind die Überlassung der Werberechte. So

kann die entgeltliche Übertragung des Rechts

zur Nutzung von Werbeflächen und Lautspre-

cheranlagen in Sportstätten an Werbeunter-

nehmer als steuerfreie Vermögensverwaltung

behandelt werden. Voraussetzung ist dabei,

dass dem Pächter (Werbeunternehmer) ein

angemessener Gewinn verbleibt (AEAO Ziffer

9 zu § 67a). Dabei darf der Verein aber keine

Einzelwerbeverträge mit verschiedenen Kun-

den abschließen, sondern er muss die Werbe-

rechte insgesamt übertragen (BFH, Urteil vom

13.03.1991, Az. I R 8/88).

Das gilt auch, wenn der Verein bei der Über-

tragung von Werberechten vertraglich vorge-

sehen auf Werbetexte, farbliche Gestaltung,

Wahl des Untergrundmaterials oder Art der

Befestigung der Werbeträger Einfluss nimmt.

Es handelt sich hier nämlich lediglich um Best-

immungen, die die Ausübung des Rechts

durch den Pächter begrenzen; eine der Ver-
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mögensverwaltung entgegenstehende Teil-

nahme am eigentlichen Betrieb des Werbege-

schäfts ist darin nicht zu sehen (FinMin Baden-

Württemberg, Schreiben vom 14.01.1992, Az.

S 0183/3).

Eine solche Begünstigung der Duldungs- oder

Überlassungsleistung wird auch für die Über-

tragung anderer Werberechte etwa bei Ver-

einszeitschriften oder digitaler Medien akzep-

tiert.

Die Grenzen der bloßen Rechteüberlassung

Die bloße Rechteüberlassung hat aber ihre

Grenzen, wie die folgenden Fälle aus der

Rechtsprechung zeigen:

 Ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Ge-

schäftsbetrieb liegt vor, wenn ein gemein-

nütziger Verein Fortbildungsveranstaltun-

gen durchführt und von Firmen, die in die-

sem Rahmen zu Werbungszwecken ihre

Produkte ausstellen, Zahlungen erhält, die

von der Teilnehmerzahl abhängen (FG

München, Beschluss vom 20.11.2000,

Az. 7 V 4362/00).

 Ein gemeinnütziger Luftsportverein, dem

Unternehmer „unentgeltlich“ Freiballone

mit Firmenaufschriften zur Verfügung stel-

len, die er zu Sport- und Aktionsluftfahr-

ten einzusetzen hat, erbringt mit diesen

Luftfahrten steuerbare und mit dem allge-

meinen Steuersatz steuerpflichtige Wer-

beumsätze (BFH, Urteil vom 01.08.2002,

Az. V R 21/01).

 Gestattet ein gemeinnütziger Sportverein

einem Fernsehsender Aufnahmen bei sei-

nen sportlichen Veranstaltungen sowie

die rundfunkrechtliche Verwertung, unter-

hält er damit einen wirtschaftlichen Ge-

schäftsbetrieb. Das gleiche gilt für die

Übertragung der Vermarktungs- und Wer-

berechte bei der Sportveranstaltung, und

zwar auch dann, wenn der Vertrags-

partner auf die organisatorische Mitwir-

kung des Vereins angewiesen ist (FG Mün-

chen, Urteil vom 05.04.2001, Az. 14 K

586/04).

 Der Einsatz von Werbemobilen fällt nach

Auffassung des FG Hamburg nicht in die

Vermögensverwaltung, weil die Werbe-

leistungen Bedingung für die Fahrzeug-

überlassung sind. Eine bloße Duldung der

Werbung liegt nicht vor, weil der Verein

ohne die angebrachten Werbeflächen die

Fahrzeuge nicht erhalten hätte, sodass die

Werbung für die Unternehmen nur zu-

sammen mit der Überlassung der Fahr-

zeuge gedacht werden kann (FG Hamburg,

Urteil vom 10.03.2006, Az. VII 266/04).

 Der BFH hat sogar bezüglich der Banden-

werbung Bedenken: Geschäftsgrundlage

beim Zurverfügungstellung von Werbeflä-

chen in Sportstätten ist, dass der Sportver-

ein eine angemessene Anzahl attraktiver

Sportveranstaltungen mit entsprechender

Zuschauerresonanz durchführt. Ansonsten

könnte sich mangels Beachtung durch das

angesprochene Publikum der mit der Ver-
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mietung von Reklameflächen in Sportstät-

ten beabsichtigte Werbezweck nicht ver-

wirklichen. Die entgeltliche Überlassung

von Werbeflächen in Sportstätten (Grund-

stücksbestandteilen) zur Nutzung über-

schreitet die reine Vermögensverwaltung

(BFH, Urteil vom 13.03.1991, Az. I R 8/88).

Was ist mit der Übertragung von Werberech-

ten?

Ob die Übertragung von Werberechten der

Vermögensverwaltung zugeordnet werden

kann, ist rechtlich nicht geklärt. Folgt man der

Definition der Finanzverwaltung, kann man

das durchaus in Frage stellen. Demnach liegt

eine Vermögensverwaltung vor, wenn sich die

Betätigung noch als Nutzung von Vermögen

im Sinne einer Fruchtziehung aus zu erhalten-

den Substanzwerten darstellt und die Ausnut-

zung substanzieller Vermögenswerte durch

Umschichtung nicht entscheidend in den Vor-

dergrund tritt. Ein Gewerbebetrieb liegt dage-

gen vor, wenn eine selbstständige nachhaltige

Betätigung mit Gewinnabsicht unternommen

wird, die sich als Beteiligung am allgemeinen

wirtschaftlichen Verkehr darstellt und über

den Rahmen einer Vermögensverwaltung hin-

ausgeht. Die Verpachtung eines Gewerbebe-

triebs ist grundsätzlich nicht als Gewerbebe-

trieb anzusehen (EStR, R 15.7, Ziffer 1).

Die Finanzverwaltung erlaubt zwar, dass z. B.

die Verpachtung des Werbegeschäfts der Ver-

mögensverwaltung zugeordnet wird. Es stellt

sich aber immer die Frage, ob die Werbemög-

lichkeiten ein „Substanzwert“ sind, der sich

unabhängig von den Veranstaltungen des Ver-

eins als Vermögen verwerten lässt.

Sponsoring als komplexe Werbeleistung ist

wgB

Wie der BFH in seinem Urteil vom 23.03.2023

(Az. III R 5/22) klargestellt hat, beziehen sich

Sponsoringverträge oft nicht auf Einzelleistun-

gen, sondern sind gemischte Verträge mit ver-

schiedenen Leistungskomponenten. So wer-

den z. B. Werbeflächen überlassen, das Recht

zur Nutzung von Namen und Logo übertragen

und daneben dem Sponsor Flächen in Sport-

anlagen überlassen, auf denen er sich werb-

lich präsentieren kann.

Bereits in einem früheren Fall kam der BFH

deswegen zum Ergebnis, dass eine Einräu-

mung verschiedener Werberechte zu einem

steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-

betrieb führt (BFH, Urteil vom 07.11.2007,

Az. I R 42/06). Dort hatte ein Unternehmen ei-

nen gemeinnützigen Sportverein gesponsert.

Der Verein räumte dem Sponsor im Gegenzug

u. a. das Recht ein, in einem vom Verein her-

ausgegebenen Publikationsorgan Werbeanzei-

gen zu schalten, einschlägige Sponsor bezo-

gene Themen darzustellen und bei Vereinsver-

anstaltungen die Vereinsmitglieder über diese

Themen zu informieren und dafür zu werben.

Der BFH sah hier keine Vermögensverwaltung

mehr, sondern bewertete diese Gegenleistun-

gen als steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-

schäftsbetrieb.



5 von 5

Das ist die Konsequenz für die Praxis

Mit ihrer steuerlichen Bewertung geringfügi-

ger werblicher Gegenleistungen im Rahmen

von Sponsorships hat die Finanzverwaltung

eine Erleichterungsregelung für Vereine ge-

schaffen. Das führt aber zu einer Grauzone,

weil umfängliche Sponsoringprojekte regelmä-

ßig nicht begünstigt sein werden. Hier sind die

Vereine auf das Entgegenkommen der Finanz-

ämter angewiesen. Die steuerliche Begünsti-

gung vor dem Finanzgericht durchzusetzen,

darf regelmäßig als aussichtslos bewertet wer-

den.

PRAXISTIPP Regelmäßig problematisch

sind Sponsoringverträge mit verschiedenen

Leistungskomponenten. Sie werden nach

Auffassung des BFH als einheitliche Leistung

betrachtet. Deswegen sollten Sie nach Mög-

lichkeit getrennte Verträge über diejenigen

Leistungskomponenten schließen, die be-

günstigt sind. Das gilt für reine Überlas-

sungsleistungen wie die Nutzung von Na-

men und Logo durch den Sponsor und ge-

ringfügige Gegenleistungen wie die Nen-

nung des Sponsors „ohne besondere“ Her-

vorhebung. Sprechen Sie uns an, wir bera-

ten Sie bei der Gestaltung gerne.


